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Inſerate 


die Zeile 2 Sgr. 


Der Verfaſſungs⸗Entwurf des norddeutſchen 
Bundes. 


Wenn unſere Leſer dieſes Blatt in die Hand nehmen, 
dann iſt der Reichstag des norddeutſchen Bundes bereits 
zuſammengetreten, um ſein Urtheil abzugeben über die 
Vorlage, welche, aus den Verhandlungen der Vertreter 
der norddeutſchen enge hervorgegangen, ihm zur 
Berathung und zur Beſchlußfaſſung vorgelegt wird. Wie 
dieſes Urtheil der Vertreter des Volkes ausfallen wird, 
können wir heut noch nicht wiſſen, aber, mag es aus⸗ 
fallen wie es will, mögen dieſelben erklären, daß die 
Vorlage nicht den Anſprüchen gentgt, welche eine Volks⸗ 
vertretung an eine Verfaſſung ſtellen muß, immer 
bleibt, und daß iſt nicht außer Acht zu laſſen, die mili- 
tairiſche Einheit, die Zuſammenfaſſung der geſamm⸗ 
ten Militairmacht Norddeutſchlands unter preußiſchem 
Oberbefehl, geſichert, ſo daß in dieſer Beziehung kein 
nachtheiltger Einfluß von einer etwaigen Ablehnung zu 

fürchten iſt. 5 

1 81 ing, deren Auen Beſtimmungen 
wir in der vorigen Nummer unſeren Leſern im Auszuge 
mitgetheilt haben, iſt jetzt ihrem Wortlaut nach veröffent⸗ 
licht worden, und wir können deshalb jetzt unterſuchen, 
in wie weit ſie dem entſpricht, was man nach unſerer 
Anſicht von einer Verfaſſung verlangen kann. Wir 
wollen uns, um unſer Urtheil vor den Augen unſerer 
Leſer zu motiviren, nicht auf eine weitläufige Kritik der 
einzelnen Paragraphen einlaſſen, ſondern wir wollen 
nur einige Punkte aufſtellen, welche wir als weſentliche 
Bedingungen einer Verfaſſung betrachten, und dann 
ſehen, wie dieſelben nach der Regierungsvorlage zur Aus⸗ 
führung gelangen ſollen. In einem konſtitutionell 
regierten Staat muß, wenn das verfaſſungsmäßige Leben 
zur Wahrheit werden ſoll, die Verfaſſung unter anderem 
auch folgendes beſtimmen: 5 . 

1) Die Volksvertretung muß nicht willkürlich, 
ſondern in beſtimmten regelmäßig wiederkehren 
den Friſten zuſammentreten. 

Der Abſchnitt V. der Vorlage, welcher vom Reichs⸗ 
tag handelt, erhält keine Beſtimmung über dieſen Gegen⸗ 


ſtand. Wie wichtig derſelbe iſt, das wollen wir unſern 
Leſern nur durch Anführung der Thatſache ins Gedächtniß 
zurückrufen, daß der vereinigte Landtag die ihm nicht 
bewilligte Periodität mit ſolcher Entſchiedenheit forderte, 
daß er nur in Rückſicht darauf, daß ihm dieſe nicht zu⸗ 
ſtand, die Gelder zu dem Bau der ſo dringend noth⸗ 
wendigen Oſtbahn nicht bewilligte. 

2) Das Volk muß die Gewißheit, daß feine Ver⸗ 
treter an den Beräthungen Theil nehmen können, dadurch 
5 daß dieſe geſetzlich vor Verhaftung geſchützt 
in 


In den Regierungsvorlagen findet ſich keine folche 
Beſtimmung. 

3) Die Volksvertretung muß das Recht der Ein⸗ 
nahme⸗ und Ausgabe⸗ Bewilligung haben. 

In dieſer Beziehung heißt es in der Regierungs⸗ 
vorlage: Art. 65. Abgeſehen von dem durch Art. 58. 
beſtimmten Aufwande für das Bundesheer und die zu 
demſelben gehörigen Einrichtungen, ſowie von dem Auf⸗ 
wande für die Marine (Art. 50) werden die gemein⸗ 
ſchaftlichen Ausgaben im Wege der Bundesgeſetzgebung 
und, ſofern ſie nicht eine nur einmalige Aufwendung 
betreffen, für die Dauer der Legislatur⸗ Periode feſtge⸗ 
ſtellt. — Art. 66. Zur Beſtreitung aller gemeinſchaft⸗ 
lichen Ausgaben dienen zunächſt die aus den Zöllen, den 
gemeinſamen Steuern und dem Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
weſen fließenden gemeinſchaftlichen Einnahmen. In ſo⸗ 
weit dieſelben durch dieſe Einnahmen nicht gedeckt wer⸗ 
den, ſind ſie durch Beiträge der einzelnen Bundesſtaaten 
nach Maßgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen, welche 
von dem Präſidium nach dem Bedarf ausgeſchrieben 
werden. ö 

Nun heißt aber der angezogene Art. 58: „Zur Be— 
ſtreitung des Aufwandes für das geſammte Bundesheer 
und die zu demſelben gehörigen Einrichtungen ſind dem 
Bundesfeldherrn jährlich ſo viel Mal 225 Thaler, in 
Worten zwei hundert fünf und zwanzig Thaler, als die 
Kopfzahl der Friedensſtärke des Heeres nach Art. 56 be⸗ 
trägt, zur Verfügung zu ſtellen. Die Zablung dieſer 
Beiträge beginnt mit dem erſten des Monats nach Pu⸗ 
blikation der Bundesverfaſſung. — Da nun das Heer 


1 Proc. der Bevölkerung, alſo ca. 300,000 Mann 
betragen ſoll, fo beträgt das Militärbudget, welches ſo 
der Volksvertretung entzogen wird, 67,500,000 Thlr. 
Man ſieht, das Budgetrecht der Volksvertretung Jo 
nach der Regierungsvorlage kein allzu ausgedehntes ſein. 

4) Zur vollſtändigen Sicherung des Buͤdgetrechtes 
der Volksvertretung gehört das Recht der Finanz⸗ 
kontrolle. . j 

In dieſer Beziehung heißt es in Art. 67: Ueber die 
Verwendung der gemeinſchaftlichen Einnahmen und der 
Beiträge der Einzelſtaaten iſt von dem Präſidium dem 
Bundesrathe und dem Reichstage Rechnung zu legen. 
— Nun ift aber zwiſchen „Rechnungslegung“ und dem 
„Recht der Kontrolle“ ein ſo großer Unterſchied, daß 
wir dieſe Verpflichtung der Regierung zur Rechnungs⸗ 
legung ganz unmöglich als einen Erſatz für jenes für 
das konſtitutionelle Staatsleben ſo unbedingt nothwen⸗ 
dige Recht ſehen können. 

5) In dem konſtitutionellen Staate muß der Volks⸗ 
vertretung ein verantwortliches Miniſterium gegen⸗ 
überſtehen, und dieſe Verantwortlichkeit muß durch ein 
Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz geregelt fein. 

In der Regierungsvorlage findet ſich keine Andeu⸗ 
tung einer ſolchen Verantwortlichkeit des Miniſteriums, 
und es iſt eine ſolche Verantwortlichkeit auch eine Un⸗ 
möglichkeit, weil nirgends von einem Bundesminiſterium 
die Rede iſt. 

Wir haben hier fünf Beſtimmungen angeführt, welche 
ein weſentlicher Theil jeder Verfaſſung ſein müſſen, und 
wir haben geſehen, daß die Regierungsvorlage dieſe For⸗ 
derungen entweder garnicht berückſichtigt, oder fie doch 
nur in einer ſehr ungenügenden Form erfüllt. Daß 
wir unter ſolchen Umſtänden nicht als Vertheidiger dieſer 
Verfaſſung auftreten können, das werden unfere Leſer 
begreiflich finden, und es bleibt nur noch der Werth der 
Vorlage als Bündnißvertrag. 

Als ſolche enthält ſie viele gute Beſtimmungen, in⸗ 
dem fie eine große Anzahl von Verkehrs- und Verwal⸗ 
tungszweigen, jo wie die geſammte Land» und Seemacht 
Norddeutſchlands in eine Hand vereinigt, und ſo lange 
aufgeſtellte und berechtigte Forderungen erfüllt. Anderer⸗ 
ſeits aber erinnert die Art und Weiſe, wie der Bundes⸗ 
rath gebildet werden ſoll, zu ſehr an den Bundestag, 
deſſen Zuſammenſetzung bekanntlich derart war, daß von 
ihm auch beim beſten Willen keine ſchnelle Förderung 
der Volksintereſſen zu erwarten war. 

Es muß alſo dieſe Vorlage, ſoll ſie wirklich den 
Character einer Verfaſſung erhalten, eine vollſtändige 
Umänderung erfahren, aber ſie muß auch, wenn ſie 
nur als Bündnißvertrag betrachtet werden und als 
ſolche allen Anforderungen entſprechen ſoll, in weſent⸗ 
lichen Punkten verbeſſert werden. 


Bolitifhe Wochenſchau. 

Preußen. In dieſem Augenblick nimmt die Eröffnung 
des norddeutſchen Parlamentes vor allem die Auf⸗ 
merkſamkeit in Anſpruch. Daſſelbe wurde am 24. d. M. 
vom Könige perſönlich 
J hronrede eröffnet? 


im weißen Saale mit folgender 


Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichs— 
tage des Norddeutſchen Bundes! 0 


„Es iſt ein erhebender Augenblick, in welchem Ich in Ihre 
Müte trete; mächtige Ereigniſſe haben ihn herkeigefübrt, 
große Hoffnungen knüpfen ſich an denſelben. Daß es Mir 
vergönnt iſt, in Gemeinſchaft mit einer Verſammlung, wie 
ſie eit Jahrhunderten keinen deutſchen Fürſten umgeben hat, 
dieſen Hoffnungen Ausdruck zu geben, dafür danke Ich der 
göttlichen Vorſehung, welche Deutſchland dem von ſeinem 
Volke erſehnten Ziele auf Wegen zuführt, die wir nicht 
wählen oder vorausſehen. Im Vertrauen auf dieſe Führung 
werden wir jenes Ziel um ſo früher erreichen, je klarer wir 
die Urſachen, welche uns und unſere Vorfahren von dem⸗ 
ſelben entfernt haben, im Rückblick auf die Geſchichte Deutſch⸗ 
lands erkennen. 

Einſt mächtig, groß und geehrt, weil einig und von 
ſtarken Händen geleitet, ſank das deutſche Reich nicht ohne 
Mitſchuld von Haupt und Gliedern in Zerriſſenheit und 
Ohnmacht. Des Gewichtes im Rathe Europas, des Ein- 
fluſſes auf die eigenen Geſchicke beraubt, ward Deutſchland 
zur Wahlſtatt der Kämpfe fremder Mächte, für welche es 
das Blut ſeiner Kinder, die Schlachtfelder und die Kampf- 
preiſe hergab. . 

Niemals aber hat die Sehnſucht des deutſchen Volkes 
nach ſeinen verlorenen Gütern aufgehört, und die Geſchichte 
unſerer Zeit ift erfüllt von den Beſtrebungen, Deutſchland 
und dem deutſchen Volke die Größe feiner Vergangenheit 
wieder zu erringen. 5 

Wenn dieſe Beſtrebungen bisher nicht zum Ziele geführt, 
wenn fie die Zerriſſenheit, anſtatt fie zu heilen, nur gefteigert 
haben, weil man ſich durch Hoffnungen oder Erinnerungen 
über den Werth der Gegenwart, durch Ideale über die Be⸗ 
deutung der Thatſachen täuſchen ließ, ſo erkennen wir daraus 
die Nothwendigkeit, die Einigung des deutſchen Volkes an der 
Hand der Waschen zu ſuchen, und nicht wieder das Erreich⸗ 
bare dem Wünſchenswerthen zu opfern. 

In dieſem Sinn haben die verbündeten Regierungen, im 
Anſchluſſe an gewohnte frühere Verhältniſſe, ſich über eine 
Anzahl beſtimmter und begrenzter, aber praktiſch bedeutſamer 
Einrichtungen verſtändigt, welche ebenſo im Bereiche der 
unmittelbaren Möglichkeit, wie des zweifelloſen Bedürfniſſes 
liegen. 

Der Ihnen vorzulegende Verfaſſungs⸗Entwurf muthet 
der Selbſtſtändigkeit der Einzelſtacten zu Gunſten der Ge⸗ 
ſammtheit nur diejenigen Opfer zu, welche unentbehrlich ſind, 
um den Frieden zu ſchützen, die Sicherheit des Bundesgebietes 
und die Entwickelung der Wohlfahrt ſeiner Bewohner zu 
gewährleiſten. Ä 

Meinen hohen Verbündeten habe Ich für die Bereit- 
willigkeit zu danken, mit welcher fie den Bedürfniſſen des 
gemeinſamen Vaterlandes entgegengekommen ſind. Ich ſpreche 
dieſen Dank in dem Bewußtſein aus, daß Ich zu derſelben 
Hingebung für das Geſammtwohl Deutſchlands auch dann 
bereit geweſen ſein würde, wenn die Vorſehung Mich nicht 
an die Spitze des mächtigſten und aus dieſem Grunde zur 
Leitung des Gemeinweſens berufenen Bundesſtaates geſtellt 
hätte. Als Erbe der Preußiſchen Krone aber fühle ich Mich 
ſtark in dem Bewußtſein, daß alle Erfolge Preußens zugleich 
Stufen zur Wiederherſtellung und Erhöhung der deutſchen 
Macht und Ehre geworden ſind. - 

Ungeachtet des allgemeinen Entgegenkommens und ob» 
ſchon die gewaltigen Ereigniſſe des letzten Jahres die Unent⸗ 
behrlichkeit einer Neubildung der deutſchen Verfaſſung zu 
allſeitiger Ueberzeugung gebracht und die Gemüther für die 
Annahme derſelben empfänalicher gemacht hatten, als He 


ü en und ipäter vielleicht wiederum ein würden, 
Kr mit doch den Verhandlungen von Neuem die 
Schwere der Aufgabe empfunden, eine volle Uebereinſtimmung 
zwiſchen ſo pielen unabhängigen Regierungen zu erzielen, 
welche bei ihren Zugeſtändniſſen obenein die Stimmungen 
ihrer Landſtände zu beachten haben. . . 

Je mehr Sie, Meine Herren, ſich dieſe Schwierigkeiten 
vergegenwärtigen, um ſo vorſichtiger werden Sie, davon bin ich 
überzeugt, bei Prüfung des Verfaſſungs Entwurfes die ſchwer 
wiegende Verantwortung für die Gefahren im Auge behalten, 
weiche für die friedliche und geſetzmäßige Durchführung des 


begonnenen Werkes entftehen könnten, wenn das für die jetzige 


Vorlage hergeſtellte Einverſtändniß der Regicrungen für die 
ren begehrten Aenderungen nicht wieder gewen- 
nen würde. Heute kommt s vor Allem darauf an, den 
günſtigen Mement zur Errichtung des Gebäudes nicht zu 
verſäumen; der vollendetere Ausbau deſſelben kann alsdann 
getroſt dem ferneren vereinten Wirken der deutſchen Fürſten 
und Volksſtämme überlaſſen bleiben. 

Die Ordnung der nationalen Beziehungen des norddeut⸗ 
ſchen Bundes zu unſern Landsleuten im Süden des Main 
iſt durch die Friedensſchlüͤſſe des vergangenen Jahres dem 
freien Uebereinkommen beider Theile anheimgeſtellt. Zur 

erbeiführung dieſes Einverſtändniſſes wird unſere Hand den 
ſabreulſchen Brüdern offen und entgegenkommend dargereicht 
werden, ſobald der norddeutſche Bund in Feſtſtellung ſeiner 
Verfaſſung weit genug vorgeſchritten fein wird, um zur Ab⸗ 
ſchließung von Verträgen befähigt zu fein. . | 

Die Erhaltung des Zellvereins, die gemeinſame Pflege 
der Volkswirthſchaft, die gemeinſame Verbürgung für die 
Sicherheit des deutſchen Gebietes werden Grundbedingungen 
der Verſtändigung bilden, welche vorausſichtlich von Leiden 
Theilen angeftrebt werden. 5 

Wie die Richtung des deutſchen Geiftes im Allgemeinen 

dem Frieden und ſeinen Arbeiten zugewandt iſt fo wird die 
Bundesgenoſſenſchaft der deutſchen Staaten wesentlich einen 
defenſiven Charakter tragen. Keine feindliche Tendenz gegen 
unſere Nachbarn, kein Streben nach Eroberung hat die 
deutſche Bewegung der letzten Jahrzebnte getragen, ſondern 
lediglich das Bedürfniß, den weiten Gebieten von den Alpen 
bis zum Meere die Grundbedingungen des ftaatlichen 
Gedeihens zu gewähren, welche ihnen der Entwicklungs 
gang früherer Jahrhunderte verkümmert hat. Nur zur 
Abwehr, nicht zum Angriff einigen ſich die deutſchen 
Stämme, und daß ihre Verbrüderung auch von ihren 
Nachbaroßlkern in dieſem Sinne aufgefaßt wird, beweiſt die 
wohlwollende Haltung der mächtigſten europäiſchen Staaten, 
welche ohne Beſorgniß und ohne Mißgunſt Deutſchland von 
denſelben Vortheilen eines großen Aer b Gemeinweſens 
Beſitz ergreifen ſehen, deren ſie ſich ihrerſeits bereits feit Jahr⸗ 
hunderten erfreuen. Nur von uns, von unſerer Einigkeit, 
von unſerer Vaterlandsliebe hängt es daher in dieſem Augen 
blicke ab, dem geſammten Deutſchland die Bürgſchaften einer 
Zukunft zu jichern, in welcher es, frei von der Gefahr, wieder 
in Zerriſſenheit und Ohnmacht zu verfallen, nach eigener 
Selbſtbeſtimmung ſeine verfaſſungsmäßige Entwickelung und 
ſeine Wohlfahrt pflegen und in dem Rathe der Völker ſeinen 
friedliebenden Beruf zu erfüllen vermag. 
Sch hege das Vertrauen zu Gott, daß die Nachwelt im 
lick auf unſere gemeinſamen Arbeiten nicht jagen werde, 
fahrungen der früheren mißlungenen Verſuche ſeien ohne 
Nutzen für das deutſche Volk geblieben, daß vielmehr unſere 
Kinder mit Dank auf dieſen Reichstag als den Begründer 
der Deutſchen Einheit, Freiheit und Macht zurückblicken 
werden. 


Ack 


Meine Herren! Ganz Deutſchland, auch über die Grenzen 
unſeres Bundes hinaus, harrt der Entſcheidungen, die hier 
getroffen werden ſollen. 

Möge durch unſer gemeinſames Werk der Traum von 
Jahrhunderten, das Sehnen und Ringen der jüngſten Ge⸗ 
ſchlechter der Erfüllung entgegengeführt werden. 

Im Namen aller verbündeten Regierungen, im Namen 
Deutſchlands fordere ich Sie vertrauensvoll auf: helfen Sie 
uns die große nationale Arbeit raſch und ſicher durchführen. 

Der Segen Gottes aber, an welchem Alles gelegen iſt, 
begleite und ſirdere das vaterländiſche Werk!“ 


Die Thronrede wurde von der Verſammlung, beſonders 
an den Stellen, welche von der Wiederherſtellung der Macht 
und des Anſehens der deutſchen Nation und von dem künf⸗ 
tigen Verhältniſſe zu Süddeutſchland handelten, mit lebhaftem 
Beifall begrüßt. 

Von Seiten Preußens ſind die Miniſter ron der Heydt, 
v. Ron, v. Itzenplitz, Gr. Eulenburg und der Geheime 
Rath v. Savigny beauftragt, in Gemeinſchaft mit den Be⸗ 
vollmächtigten der übrigen Regierungen die Verhandlungen 
mit dem Reichstag zu führen. 


Neueſte Nachrichten. 


München, Sonntag 24. Februar, Vormittags. Wie 
die „Bayerſche Zeitung“ meldet, wurden geſtern die Be⸗ 
ſchlüſſe der Stuttgarter Konferenz vom Könige genehmigt. 
Die betreffenden Ratifikationen ſind an die königlichen Ge⸗ 
ſandtſchaften zu Stuttgart, Karleruhe und Darmſtadt abge⸗ 
ſandt worden. 

Paris, Sonntag 24. Februar, Morgens. Der heutige 
„Meniteur« meldet, daß an dem für die Eröffnung der 
Ausſtellung feſtgeſetzten Tage ſämmtliche Einrichtungen voll⸗ 
ſtändig beendet ſein werden. Der Kaiſer hat bei den Be⸗ 
ſichtigungen der Letzteren ſeine volle ‚Befeiebigung ausgedrückt, 

Florenz, Sonnabend, 23. Februar. ie vom Senate 
beſchloſſene Vertagung des Prozeſſes gegen den Admiral 
Perſano währt bis zum 27. März. — Es find Verhand- 
lungen eröffnet worden, um die Präliminarien eines italieniſch⸗ 
öſterreichiſchen Handels- und Schifffahrts⸗ Vertrages feſtzu⸗ 


ſtellen. 

Auf dem Poſilipro bei Neapel iſt eine Pulvermühle in 
die Luft geflogen. Es gab Todte und Verwundete. 

London, Sonntag den 24. Februar, Morgens. Aus 
New⸗ Jork vom 23. d. Mittags wird per atlant. Kabel 
gemeldet: (Anfangs⸗Courſe) Wechſelcours auf London in Gold 
. 38 ½, Bonds 111½, Illinois 116%, Erie- 
ahn 57. 

Das Haus der Repräſentanten hat beſchloſſen, die Auf⸗ 
lage auf Baumwolle vom September c. ab aufzuheben. 

Oeſterreich. Es ſcheint, als ob man in Wien wirklich 
Ernſt macht mit dem Einlenken in die konſtitutionellen 
Bahnen. Die Wiederherſtellung des guten Einvernehmens 
mit Ungarn iſt eine vollſtändige. Hoffentlich haben die deut⸗ 
ſchen Bewohner Oeſterreichs von den Ungarn gelernt, daß 
ein zähes Feſthalten am Recht doch ſchließlich von dem Sieg 
des Rechtes gekrönt wird. 


Aus Berlin. 

— Aus dem Berliner Vereinsleben. Die 
energiſche Anſpannung der Vereinsthätigkeit, welche die Wahl⸗ 
vorbereitungen in den letzten Wochen herbeigeführt, iſt einer 
ebenſo großen Abſpannung gewichen, mit der ſich eine u 
den unglücklichen Ausfall der Wahlen in den Provinzen un 
den Inhalt des endlich veröffentlichten ſogenannten Ver⸗ 


dene dee für den Norddeutſchen Bund hinreichend 
erklärte Reſignation paart. Wir hoffen allerdings, daß die 
frohe Zuverfiht auf den endlichen Sieg der Volksfreiheit, 
wie trübe auch gegenwärtig die Ausſichten ſein mögen, bald 
wieder zurückkehren und jene Spannkraft und Regſamkeit 
wieder erzeugen wird, durch welche fich die Bevölkerung Ber⸗ 
lins von jeher ausgezeichnet und welche bei den letzten Wah ⸗ 
len einen ſo ſchönen Sieg gefeiert hat. 

Unter dieſen Umſtänden aber wird es nicht auffallen, 
wenn wir aus der vergangenen Woche nur zwei politiſche 
Vorträge zu verzeichnen haben, welche die deutſche Frage 
und ihre Stellung zu dem ſogenannten Parlamente behandelt 


haben. 
Am Montag hielt der Reichstagsabgeordnete Franz 
Duncker einen ſehr beifällig aufgenommenen Vortrag über 
die deutſchen Einheitsbeſtrebungen ſeit 1848, in welchem er 
ſich namentlich auf den Standpunkt der Reichsverfaſſung 
ſtellte. Am Freitag ſprach Prof. Michelet in dem Bezirks⸗ 
verein der ſüdweſtlichen Friedrichsſtadt über das gleiche 
Thema. Die Vereinsthätigkeit, wo ſolche außerdem hervor⸗ 
trat, war mehr den wirthſchaftlichen Intereſſen zugewendet. 
Mehrere Vorſchußvereine, denen jetzt nach endlichem 
Zustandekommen des Genoſſenſchaftsgeſetzes ihre volle Ent⸗ 
wicklung erſt bevorſteht, kouſtituirten ſich aufs Neue und 
ielten ihre Generalverſammlung ab. Die Generalverſamm⸗ 
ung des Vorſchußvereines Alt⸗Köln, welche am Sonnabend 
ſtattfand, ſtellte die Mitgliedſchaft von 153 Mitgliedern und 
28 Theilnehmern mit einem Geſammt Guthaben von 30 
Thlr. feſt. Ausgezahlt wurden 270 Darlehne von 4 bis 
200 Thlr. im Betrage von 8048 Thlr., davon allein circa 
3000 Thlr. während der Kriegs⸗ und Cholerawoche. 

Am Dienſtag fand die Generalverſammlung des Vor⸗ 
an ing Alt- Berlin ſtatt, deſſen Mitgliederzahl aus 255 
Perſonen beſteht. Im vorigen Jahre erhielten hier 129 
Mitglieder 380 Vorſchüſſe im Betrage von 19054 Thlr. 15 
Sgr. 9 Pf. Im Januar d. J. ſind bereits 3000 Thlr. 
Darlehne gegeben. Die Dividende wurde auf 4%, feſtgeſetzt. 

In der letzten Sitzung der volkswirthſchaftlichen Gesell. 
ſchaft am Sonnabend ſprach der Abg. Michaelis über die 
Weinzollfrage, über welche gegenwärtig zwiſchen Preußen, 
Frankreich und Oeſterreich Werben linge ſchweben und 
führte aus, daß die Herabſetzung des Weinzolls in Folge 
der vermehrten Konjumtion keine Einbuße an den Zollein⸗ 
nahmen herbeiführen würde. 

— Endlich haben die von den berliner Stadtverordneten 
gewählten Stadträthe von der Regierung die Beſtätigung 
51 und ſind dieſelben in ihr Amt eingeführt worden. 
Die Mißſtände, welche ſich ſowohl bei der Vakanz der 
Stellen, als auch bei der kommiſſaxiſchen Verwaltung her⸗ 
ausgeſtellt haben, werden hoffentlich dazu beitragen, die Ab⸗ 
ſchaffung der Beſtimmung der Städte⸗Ordnung, durch welche 
der Regierung das Recht der Nichtbeſtätigung gegeben wird, 
zu nee eng 
— Die Stadt Berlin hat zum Neubau des Friedrich 
Werderſchen Gymnaſiums ein Grundſtück angekauft, welches 
150,000 Thlr. koſtet. Rechnet man die Koſten des Neubaus 
ſelbſt auf etwa 80,000 Thlr., ſo ſtellt ſich der Preis des 
Gymnaſiums ſelbſt auf 230,000 Thlr. Um dieſes Kapital 
mit 5% zu verzinſen, braucht die Kommune jährlich 10,500 
Thlr. Rechnet man die Zahl der Schüler des Gymuafiums 
gleich 700, "fo koſtet vorweg jeder einzelne 16% Thlr. nur 
an Lokalmiethe. Wir meinen, es würde ſich vielleicht als 
zweckmäßiger herausſtellen, die öffentlichen Schulen und Gym⸗ 


naſien nicht in ſolchen Straßen anzulegen, in welchen wegen 
ihrer guten Lage der Grund und Boden einen ſo 90 
Preis erreicht. In dieſem Falle hätte man vielleicht in der 
Georgenſtraße für ein gleich großes Grundſtück einen weit 
mäßigeren Preis bezahlt. 

Vermiſchtes. 


T Bei der Pariſer Induſtrieausſtellung iſt für 


das perſönliche Abonnement eine Neuerung eingeführt 


worden, welche in ähnlichen Fällen nachgeahmt zu werden 
verdient. Statt nämlich eine Abonnementskarte auszugeben, 
drückt die Direktion den Abonnementsſtempel auf die photo 
graphiſche Vifttenkarte des Abonnenten. Dadurch wird jeder 
Mißbrauch dieſer Karten verhindert. Da bei Eiſenbahnen 
und dergl., wo die Einführung von perſönlichen Abonne⸗ 
ments ſowohl im Intereſſe des Puplikums als auch der be⸗ 
treffenden Geſellſchaften liegt, bis jetzt eigentlich nur die 
Furcht vor dem Mißbrauch, der wegen der ſchwierigen Kon⸗ 
trolle mit den Abonnementsbillets getrieben werten kann, 
die Einführung dieſer Einrichtung verhindert hat, ſo be⸗ 
grüßen wir dieſe Neuerung mit Freuden, da ſie alle ſolche 
edenken beſeitigt. 

7 Man iſt vielfach geneigt, die Anfänge des preußi⸗ 
ſchen Verfaſſungs⸗Lebens auf das Erſcheinen des Pa⸗ 
tentes vom 3. Febr. 1847 zurückzuführen. Um daran zu 
erinnern, wie wenig das, was in jenem Patent gegeben, den 
Forderungen entſprach, welche man in Preußen an eine Ver⸗ 
faſſung ſtellen müßte, wird es vielleicht zweckmäßig ſein, an 
das zu erinnern, was damals Gervinus in ſeiner Kritik 
jenes Patentes ſagte. Preußen hat, ſo ſchreibt er, „ein Frag⸗ 
ment einer a gegeben, ſcheint ſich aber mit ihr in 
einem Syſteme der Erhaltung, ja des Rückſchritts befeſtigen 
zu wollen, das man ohne Verfaſſung befeſtigter glauben 
würde. Es war nur die Wahl, ſo hieß es vorhin, zwiſchen 
Vollendung der Staateideen aus den Zeiten Steins durch 
eine freie ne aber oder allmählige Vernichtung jener 
freieren Keime. Preußen aber hat eine dritte Wahl ge 
troffen: es hat eine Verfaſſung gegeben, die weder frei iſt, 
noch auch nur eine Verfaſſung heißt, und es hat ſie auf die 
Verkümmerung eben jener Keime gerichtet, deren kräftige 
Pflege jeder Gedanke früher als die eigentliche Aufgabe einer 
Verfaſſung angeſehen hatte. 

Daß dem wirklich ſo iſt, muß auch dem ſchlichteſten Ver⸗ 
ſtande ein leuchten, ſobald er die Verfaſſung, die jene Stein ' ſche 
Zeit in Ausſicht ſtellte, nur in den flachſten Außenlinien mit 
dem vergleicht, was in den Verordnungen vom 3. Februar 
in Erfüllung ging.“ 


Briefkaſten. 

Herrn Ingenieur R. J. Ihre Zuſchrift war für uns von 
großem Intereſſe; wenn wir das, was Sie wünſchen, nicht 
thun, ſo beſtimmen uns dazu höchſt gewichtige Gründe. 
Ja, wenn wir viele ſo tüchtige Freunde hätten wie Sie ſind, 
ſo hätten Sie wahrſcheinlich nicht nöthig gehabt, uns auf 
dieſen Uebelſtand aufmerkſam zu machen. 


Theater am Montag. 

Opernhaus: Die Zauberflöte. — Schauſpielbaus: 
Brutus und Collatinus. — Friedrich⸗Wilhelmsſtadt: 
Orpheus. — Wallner: Das Mädchen in Blau. Frühere Ver: 
hältniſſe. Eine Weinprobe. Fünfzehn Minuten im Zauberſalon. 
— Viktoria: Geſammtgaſtſpiel der Fürſt'ſchen Liederhalle. — 
Kroll: Die Sphinx. Herrmann und Dorothee. Von Treu und 
Nugliſch. Die Kalospinthechromokgene. — Woltersdorff: 
500,000 Teufel. — Vorſtadt: Das Jahr 1539. 
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